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15. 5. 1962 

Regierungsvorlage 

BJ!~desgesetz vom über 
die Entschädigung von Umsiedlern und Ver­
triebenen (Umsiedler- und Vertriebenen­

Entschädigungsgesetz '- UVEG.). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT I. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. (1) Gegenstand dieses Bundesgesetzes ist die 
Gewährung von Leistungel1,. für Sachschäden, die 
nadl den Vorschriften des Anmeldegesetzes, 
BGBI. Nr. 12/1962, fristgerecht angemel'det 
wurden. 

(2) Als Leistungen werden gewährt: 
, 1. Entschädigung für Gegenstände des Haus­
rates (§ 6), 

2. Entschädigung für zur Berufsausübung er­
forderliche bewegliche Sachen (§ 10), 

3. Härteausgleich (§ 12). 

§ 2. (1) Anspruch auf die Gewährung einer 
Entschädigung haben Ges,chädi'gte und Berech­
tigte im Sinne der Bestimmungen der §§ 5, 7 
und 8 des Anmeldegesetzes. 

(2) Ein Härteausgleich kann nur Geschädigten 
unter den in den §§ 12 und 14 g,enannten 
Voraussetzungen gewährt werden. 

§ 3. (1) Ist ein Geschädigter verstorben· und 
treten mehrere Berechtigte an seine Stelle, so ist 
die Entschädigung im Verhältnis ihrer Erbrechte 
(Pflichtteilsrechte) zueinander zu teilen; die Haus­
ratsentschädigung gebührt jedoch dem überleben­
den erbberechtigten Ehegatten vorzugsweise. 
Hatte der Geschädigte eine im § 1 genannte An­
meldung vorgenommen, so ist diese Anmeldung 
für die Berechtigten bindend. 

(2) Solange ein Entschädigungsanspruch nach 
diesem Bundesgesetz nicht durch eine Einigung 
mit der Finanzlandesdirektion oder durch eine 
wirksam gewordene Entscheidung der Bundes­
entschädigungskommission feststeht, kann er 
nicht vererbt, rechtsgeschäftlich übertragen, ver­
pfändet oder gepfändet werden; doch kann ein 
Berechtigter zugunsten eines anderen Berechtigten 
durch eine gegenüber der Finanzlandesdirektion 
abgeg,ebeneschriftliche Erklärung verzichten. 
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(3) Die Erbberechtigung (Pflichtteilsberechti­
gung) ist durch öffentliche Urkunden nachzuwei­
sen. Liegen solche Urkunden nicht vor und ist 
die Zuständigkeit eines Gerichtes der Bundes­
. republik Deutschland zur Erteilung eines Erb­
scheines nidlt gegeben, so ist auf Antrag eines. 
der. in § 7 des Anmeldegesetzes genannten be­
rechtigten nahen Angehörigen der Anspruch nach 

. Artikel 2 Anlage ~ A Abs. 3 des Finanz- und 
Ausgleichsvertrages zwischen der Republik Öster­
reich und der Bundesrepublik Deutschland vom 
27. November 1961 (Finanz- und Ausgleichsver­
tr,ag) in österreich abzuhandeln. 

(4) Soweit nicht auf Grund anderer gesetzlicher 
Bestimmungen ein österreichisches Gericht zur 
Abhandlung berufen ist, ist das Bezirksgericht 
zur Abhandlung der Verlassenschaft berufen, bei 
dem der Umsiedler oder V,ertriebene (§§ 3 und 4 
des AnmeIdegesetzes) seinen. allgemeinen Ge­
ridltsstand in Streitsachen gehabt hat. Ist ein 
solcher Gerichtsstand nicht gegeben, ist das Be­
zirksgericht Innere Stadt Wien zur Abhandlung 
berufen. 

(5) Der im Abs. 3 genannte Anspruch ist im 
Abhandlungsverfahren mit 500 S zu bewerten. 

(6) Auf Grund der Einantwortung steht den 
Erben (Pflichtteils berechtigten), soweit sie Be­
rechtigte gemäß § 7 des Anmeldegesetzes sind 
oder gemäß § 8 des Anmeldegesetzes als solme 
gelten, ein Ansprum auf eine Entschädigung 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes zu. 

§ 4. Geschädigte oder Berechtigte, die 'in der 
Anmeldung oder ,bei der Geltendmamung eines 
Anspruches auf Entschädigung nam diesem Bun­
desgesetz wissentlim falsche Angaben über ihre 
persönlichen Verhältnisse, die Entstehung oder 
den Umfang eines Smadens machen, sirid von 
Leistungen nach diesem Bundesgesetz ausg·eschlos­
sen. 

§ 5. (1) Wurde in der Bundesrepublik Deutsch­
land aus öffentlimen Mitteln zur Abgeftung des 
in der Anmeldung geltend gemachten Schadens, 
für den nam diesem Bundesgesetz Entschädigung 
zu gewähren wäre, Zahlung geleistet oder be­
steht ein Anspruch auf eine solme Zahlung auf 
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Grund eines in der Bundesrepublik Deutschbnd 
bestehenden Gesetzes, so besteht kein Anspruch 
auf Entschädigung nach diesem Bundesgesetz. Das 
gleiche gilt, wenn der Geschädigte oder Berech­
tigte Leistungen auf Grund einer in der Bundes­
republik Deutsd1land gemäß Artikel 8 Abs. 1 
des Finanz- und Ausgleichsvertrages erlassenen 

- oder zu erlassenden gesetzlichen Regelung er­
halten kann. Insoweit jedoch auf Grund einer 
der vorgenannten gesetzlichen Regelungen in der 
Bundesrepublik Deutschland eine Leistung in der 
Höhe von weniger als 50 v. H. der Leistung, die 
für denselben Schaden nach diesem Bundes­
gesetz zu gewähren wäre, erbracht wurde, steht 
einem Geschädigten oder Bered1tigten ein An­
spruch auf Entschädigung in der Höhe des die 
deutsche Leistung übersteigenden Betrages zu. 
Hat ein Geschädigter oder Berechtigter Ent­
-schädigung auf Grund dieses _ Bundesgesetzes er­
halten und erhält er für denselben ~chaden in.der 
Folge eine Leistung auf Grund einer in dßr Bun­
desrepublik Deutschland erlassenen oder gemäß 
Artikel 8 Abs. 1 des Finanz- und Ausgleichsver­
trages erlas~enen gesetzliche!l Regelung, so hat 
der Geschädigte oder Berechtigte -die· Entschädi­
gung, die er auf Gru!ld dieses Bundesgesetzes ~r­
halten hat, dem Bund rückzuerstatten. Ein Rück­
erstattungsanspruch des Bundes ist bei sonstigem 
Verlust des Anspruches innerhalb eines Jahres 
vor dem ordentlichen Gerid1t geltend zu machen. 
Die Frist ist von dem Tage zu berechnen, an dem 
der Bund imstande war, die den Rückerstattungs­
anspruch begründenden Tats,achen oder Beweis­
mittel bei Gericht vorzubringen. 

(2) Auf Leistungen nach diesem Bundesgesetz 
sind Leistungen anzurechnen, die auf Grund von 
zwischen der Republik tlsterreich und anderen 
Staaten abgeschlossenen oder abzuschließenden 
Verträgen einem Geschädigten oder 'Berechtigten 
zur Abgeltung des in der Anmeldung geltend 
gemachten Schadens gewährt wurden oder ge­
währt werden. 

(3)' Wurde in anderen als den in Abs. 1 oder 2 
genannten Fällen aus inländischen oder aus­
ländischen öffentlichen Mitteln zur Abgdtung des 
in der Anmeldung geItend gemachten Schadens, 
für den nach diesem Bundesgesetz Entschädigimg 
zu gewähren wäre oder zu gewähren ist, Zah­
lung geleistet, so ist die erhaltene Zahlung auf 
die nach dies,em Bundesgesetz zu gewährende 
Entschädigung in voller Höhe anzurechnen. Ist 
nicht bestimmt, inwieweit der Geschädigte oder 
Berechtigte solche Zahlungen als Schadensabgel­
tung für Schäden erhalten hat, für die er nach 
diesem Bundesgesetz Entschädigung beanspruchen 
kann, so hat die Anrechnung mit 10 v. H. auf 
eine Entschädigung für Hausratsschäden gemäß 
§ 6 und mit 25 v. H. auf eine Entschädigung für 
Berufsinventar gemäß § 10 zu erfolgen, insoweit 
die Zahlungen zusammen den Betrag von 1000 S 
oder den entsprechenden Gegenwert übersteigeri. 

Eine Anrechnung hat zu unterbleiben, insoweit 
die erhaltene Zahlung im Zuge einer Vertreibung 
verlorenging. 

(4) Zahlungen, die aus öffentlichen Mitteln für 
Sachen, die gemäß Artikel 27 § 2 des Staatsver., 
trages, betreffend die Wiederherstellung eines un­
abhängigen und demokratischen tlsterreich, 
BGB!. Nr. 152/1955, von der Föderativen Volks­
republik Jugoslawien ,beschlagnahmt, zurück­
behalten oder liquidiert worden sind, geleistet 
wurden oder werden, sind, insoweit für dieselben 
Sach'en nach diesem Bundesgesetz Entschädigung 
zu gewähren ist, anzurechnen. 

ABSCHNITT II. 

Hausratsentschädigung: 

§ 6. (1) Für die Wegnahme, den Verlust oder 
die Zerstörung von Gegenständen des Hausrates 
ist eine Entschädigung nach Maßgabe der Be­
stimmungen der Anlage zu diesem Bundesgesetz 
zu ge:vähren, wenn die nach der Anlage für die 
weggenommenen, verlorenen oder zerstörten 
Gegenstände ermittelte Purikteanzahl wenigstens 
den im folgenden genannten Bruchteil der 
Höchstpunkteanzahl, die für den betreffenden 
Haushalt nach Ziffer 2 der Anlage zulässig ist, 
erreicht: Bei einem Einkommen des Geschädigten 
im Jahre 1955 bis zu 48.000 S wenigstens ein 
Viertel der Höchstpunkteanzahl und bei einem 
Einkommen des Geschädigten im Jahre 1955 bis 
zu 72.000 S wenigstens ,ein Drittel der Höd1st-
punkteanzahl. ' 

(2) Wenn das Einkommen des Geschädigten 
im Jahre 1955 72.000 S überstiegen hat, wird 
keine Entschädiguhg gewährt. 

(3) Ist der Geschädigte vor Ende des Jahres 
1955 verstorben, so müssen die in -den Abs. 1 
und 2 hinsid1t1ich der Einkommenshöhe an­
gegebenen V ora ussetzungen in der Person des 
Berechtigten und, wenn der Geschädigte nach 
1955 verstorben ist, sowohl in der Person des 
Geschädigten als auch in der Person des Berech­
tigten gegeben sein. 

(4) Personen, die spätestens am 1. Jänner 1960 
das 70. Lebensjahr vollendet haben oder deren 
Jahreseinkommen im Jahre 1955 den Betrag von 
15.000 S nicht überstiegen hat, ist eine Ent­
schädigung auch dann zu gewähren, wenn der in 
Abs. 1 genannte Bruchteil der Höd1Stpunkte­
anzahl nicht err,eicht wird. 

(5) Für jedes am 1. Jänner 1960 dem Ge­
sd1ädigten gegenüber unterhaltsberechtigte Kind 
erhöhen sich die in Abs. 1, 2 und 4 angegebenen 
Einkommensgrenzen um je 3000 S. 

§ 7. (1) Der Begriff des Einkommens ist im 
Sinne des für das Veranlagungsjahr 1955 gelten­
den Einkommensteuergesetzes zu verstehen, 
gleichviel, ob die Einkünfte im Inland oder Aus­
land erzielt wurden. Dem Einkommen sind 
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jedoch abgezogene Verlustvorträge wieder zu- I § 11. (1) Für die Wegnahme, den Verlust oder _ 
zurechnen. Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder die Zerstörung von den' im § 10 genannten 
Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die wegen Gegenständen ist dem Geschädigten eine Ent­
Hilfsbedürftigkeit gewährt wurden, sind dem schädigung im Ausmaß von zwei Drittel des 
Einkommen auch daim nicht zuzurechnen, wenn 'gemeinen Wertes der weggenommenen, ver­
sie aus dem Ausland bezogen wurden. Einkünfte lorenen oder zerstörten Gegenstände nach den 
von Ehegatten, die im gemeinsamen Haushalt Preisverhältniss,en in österreich im Zeitpunkt der 
lebten, und von Lebensgefährten sind zusammen- Festsetzung der Entschädigung zu gewähren. 

zurechnen. . (2) Die einer geschädigten Person nach Abs. 1 
(2) Auf Verlangen der Finanzlandesdirektion zu gewährende Entschädigung darf den Betrag 

sind die Lohnbestätigung des Dienstgebers oder von 25.0'00 S nicht übersteigen. Dabei darf auf 
sonstige geforderte Nachweise über das Ein- einen beschädigten Betrieb, auch wenn er zwei 
kommen vorzulegen. oder mehreren Personen als Miteigentümer nach 

§ 8. Beschädigte Geg·enstände des Hausrates 
gelten als zerstört, wenn ihre Wiederherstellung 
technisch einer Neuherstel-lung gleichkommt oder 
wirtschaftlich nicht mehr vertretbar ist. 

§ 9. (1) Wenn einem Geschädigten oder Be­
rechtigten, der ein Hausratsdarlehen auf Grund 
der Hausratsverordnung, BGBL Nr. 238/1948, er­
halten hat, eine Entschädigung für Hausrat ge­
währt wurde, hat die Finanzlandesdirektion mit 
der Entschädigung zunächst das aushaftende Dar­
lehen abzudecken. 

(2) Ein nach Abdeckung des Darlehens ver­
bleibender Entschädigungsrest ist auszuzahlen. 

(3) Ein nach Anrechnung der Entschädigung 
verbleibender Darlehensrest ist entsprechend den 
Bestimmungen über die Rückzahlung von Haus­
ratsdarlehen zurückzuzahlen; durch die Anrech­
nung werden jedoch hinsichtlich des Darlehens­
restes Fälligkeiten nicht hinausgeschoben. 

bürgerlichem Recht oder als Gesellschaftern einer 
Personenvereinigung des Handelsrechts gehört 
oder gehört hat, nicht mehr als 25.000 S ent-
fallen. . 

ABSCHNITT IV. 

Härteregelung. 

§ 12. (1) Wenn sich ein Geschädigter durch die 
Wegnahme, den Verlust oder die Zerstörung von 
in § 10 genannten Gegenständen oder von Vor­
räten, Fertigwar·en, Halbfabrikaten, Rohstoffen, 
Vieh, Futtermitteln, Brennstoffen oder im vor­
stehenden nicht näher bezeichneter verbrauch­
barer oder vertretbarer körperlicher Sachen, die 
für seine Berufsausübung erforderlich waren, in 
wirtschaftlicher Not befindet und nicht eine ent­
sprechende Milderung des Notstandes durch Ge­
währung einer Entschädigung gemäß § 10 ge-, 
schaffen wird, kann ihm die Bundesentschädi­
gungskommission einen Härteausgleich gewähren. 

(2) Bei der Entscheidung darüber, ob und in 
ABSCHNITT III. welcher Höhe ein Härteausgleich gewährt werden 

Entschädigung für zur Berufsausübung erforder- soll, hat die Bundesentschädigungskommission 
liche Gegenstände. auf die 'wirtschaftliche Not und .die persönlichen 

§ 10. (1) Für die Wegnahme, den Verlust oder Verhältnisse des Geschädigten Bedacht zu neh­
die Zerstörung von Einrichtungsgegenständen, men. 
Behelfen, Geräten und Maschinen, die zur Aus- (3) Bei der Gewährung eines Härteausgleiches 
übung eines freien Berufes oder zur Führung darf die Bemessungsgrundlage gemäß § 11 Abs. 1 
eines gewerblichen oder landwirtschaftlichen Be- für Berufsinventar nicht überschritten werden. 
trrebes dienen und für den Geschädigten Zur Soweit ein Härteausgleich für die in Abs. 1 
Berufsausübung erforderlich waren, ist eine Ent- genannten sonstigen Sachen gewährt wird, dürfen 
schädigung zu gewähren, wenn bei einem Ein- die Preise nicht überschritten werden, die den im 
kommen des Geschädigten im Jahre 1955 bis zu Jahre 1945 bestandenen Proeisregelungsvorsc;hrif-
48.000 S wenigstens ein Viertel und bei einem ten in österreich, spätestens den am 11. Septem­
Einkommen des Geschädigten im Jahre 1955 bis ber 1945 in Geltung gestandenen Preisregelungs­
zu 72.000 S wenigstens ein Drittel der zur vorschriften, entsprochen haben. 
Berufsausübung erforderlichen Gegenstände weg- (4) Der einem Geschädigten nach Abs. 1 ge­
genommen, verloren oder zerstört wurde. Auf währte Härteausgleich darf den Betrag von 
die sonstigen im § 12 genanntlen Sachen findet 50.000 S nicht übersteigen. Dabei darf auf einen 
die Bestimmung des vorangehenden Satzes keine beschädigten Betrieb, auch wenn er zwei oder 
Anwendung. . -mehreren Personen als Miteigentümern nach 

(2) Wenn das Einkommen des Geschädigten im bürgerlichem Recht oder als Gesellschaftern einer 
Jahre 1955 72.000 S überstiegen' hat, wird keine Personenvereinigung des Handelsrechts gehört 
Entschädigung gewährt. oder gehört hat, nicht mehr als 50,000 S ent­

(3) Die Bestimmungen des § 6 Abs.3 bis 5 und fallen. Auf einen Härteausgleich gemäß Abs. 1 
der §§ 7 und 8 sind sinngemäß anzuwenden. ist eine Entschädigung anzurechnen, auf die. 'ein 

646 der Beilagen 2 

646 der Beilagen IX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 12

www.parlament.gv.at



4 

Geschädigter gemäß § 10 Anspruch hat, SOWIe 
Leistungen (Zuwendungen), die gemäß §5 auf 
eine Entschädigung anzurechnen sind. 

ABSCHNITT V. 

Verfahren. 

§ 13. Ansprüche auf Entschädigung (§§ 6 
und 10) sind gewahrt, wenn die Anmeldung der 
Sachschäden nach den Bestimmungen des An­
meldegesetzes fristgerecht vorgenommen wurde. 

§ 14. (1) Ansuchen um Gewährung eines Härte­
ausgleiches gemäß § 12 müssen bei sonstigem 
Ausschluß spätestens innerhalb von sechs Mona­
ten ab dem Zustandekommen einer schriftlichen 
Einigung mit der Finanzlandesdirektion oder ab 
dem Wirksamwerden einer Entscheidung der 
Bundesentschädigungskommission oder ab Zu­
stellung einer ablehnenden schriftlichen Stellung­
nahme der Finanzlandesdirektion bei der für den 
betreffenden Geschädigten gemäß § 18 des An­
meldegesetzes zustäridigen Finanzlandesdirektion 
mittels eingeschriebenen Briefes eingebracht 
werden. Falls der Geschädigte bereits in der An­
meldung das Vorlieg·en der' wirtschaftlichen Not 
dargetan hat, bedarf das Ansuchen' keiner 
weiteren Begründung. 

(2) Das Ansuchen ist unter Angabe des für die 
Gewährung des Härteausgleiches maßgebenden 
Sachverhaltes uhd der Beweismittel zu begrün­
den. Können v'erlangte Angaben nicht gemacht 
oder Nachweise nicht erbracht werden, so sind 
die Gründe hiefür anzugeben. 

(3) Die Bestimmungen des § 4 dieses Bundes­
gesetzes und des § 19 des Anmeldegesetzes gehen 
für Ansuch'en gemäß Abs. 1 sinngemäß. 

(2) Wird von der Finanzlandesdirektion die 
Zahlung einer Entschädigung ausdrücklich ab­
gelehnt, so kann der Geschädigte oder Berechtigte 
den Anspruch auf Entschädigung innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Empfang der Ab­
lehnung bei der Bundesentschädigungskommis­
sion geltend machen. ' 

(;1) Wird von der Finanzlandesdirektion auf 
eine gemäß § 16 Abs. 2 Z. 1 und 2 des Anmelde­
gesetzes eingebrachte Anmeldung innerhalb von 
drei Jahren nach Inktafttreten dieses Bundes­
gesetzes weder ein Entschädigungsbetrag an­
geboten noch die Zahlung einer Entschädigung 
ausdrücklich abgelehnt, so kann der Geschädigt.e 
oder Berechtigte den Anspruch auf Entschädigung 
binnen einer weiteren Frist von sechs Monaten 
bei der Bundesentschädigungskommission gel­
tend machen, 

(4) Wird von der Finanzlandesdirektion auf 
eine gemäß §16 Abs. 2 Z.3 und 4 dlSs Anmelde­
gesetzes eingebrachte Anmeldung innerhalb 
eines Jahres nach Einlangen der Anmeldung 
weder ein Entschädigungsbetrag angeboten noch 
die Zahlung einer Entschädigung ausdrücklich ab­
gelehnt, so kann der Geschädigte oder Berech­
tigte den Anspl"uch auf Entschädigung binnen 
einer weiteren Frist von sechs Monaten bel 
der Bundesentschädigungskommission geltend 
machen. 

(r,) Das Bundesministerium für Finanzen hat 
durch Verordnung den Zeitpunkt, von dem an 
die Geltendmachung von Ansprüchen auf Ent­
schädigung bei der Bundesentschädigungskom­
mission zulässig ist, für sämtliche Ansprüche oder 
für Gruppen von' Ansprüchen, die durch die 
Verordnung zu bestimmen sind, um längstens 
zwei Jahre hinauszuschieben, wenn der Anfall an 
Anmeldungen dies erforderlich macht. 

§ 17. (1) über Anc'iprüche auf Gewährung einer 
Entschädigung und über Ansuchen wegen Ge­
währung eines Härteausgleiches nach diesem Bun­
desgesetz entscheidet' die Bundesenschädigungs­
kommission, .die nach den Bestimmungen des 
Besatzungsschädengesetzes, BGBl., Ne 126/1958, 
beim Bundesministerium für Finanzen errichtet 
wurde. ' 

§ 15. Die gemäß§ 18 Anmeldegesetz für die 
Entgegennahme von Anmeldungen zuständige 
Finanzlandesdirektion hat den Entschädigungs­
anspruch zu prüfen und dem Geschädigten oder 
dem Berechtigten, insoweit sie dessen Begehren 
für begründet ansieht, einen Entschädigungs­
betraganzubieten. Hiebei hat die Finanzlandes­
direktion auf einen vorliegenden Beweisnotstand 
in der Weise Bedacht zu nehmen, daß sie aus den 
persönlichen und beruflichen Umständen des 
Geschä.digten und den am Schadensort gegebenen 
Verhältnissen auf Art und Umfang eines be­
haupteten Schadens schließt. 

(2) Die §§ 20 bis 26 des Besatzungsschäden­
gesetzes sind sinngemäß anzuwenden. Jedoch ist 
§ 21 Abs. 4 des Besatzungsschädengesetzes mit § 16. (1) Wird von der Finanzlandesdirektion 

. E ch"d' b b d k der Maßgabe anzuwenden,' daß als Mitglieder der 
em nts a Igungs etrag ange oten un ommt . G d I' I B f 
. h lb ch M . d E f zweIten ruppe von er gesetz IC1en ern sver7 
lllner a von se sonaten seIt em' mp ang •. : ' I B d I d I h

A 
P 

d A b d h d G cl, "d' d B 1 detung Jec es un es an es so c, 'ersonen zu 
es n otes urc en es 'la Igten 0 er e- : d' . d d'. K", d V . b 
ch . k' E" d k d entsen en sm, Je zum leIse er ertne enen 

re tI?t~n ;eme Illlgun~ zustan e, so anno er oder Umsiedler "ehören. 
Geschadlgte oder BerechtIgte nach Ablauf dIeser t> 

Frist den Anspruch auf Entscllädigung binnen § 18. (I) Ansuchen wegen Gewährung eines 
einer weiteren Frist von sechs Monaten bei der Härteausgleiches gemäß § 12 sind spätestens drei 
Bundesentschädigungskommission (§ 20 des Be- Monate nach ihrem Einlangen bei der Finanz­
satzungsschädengesetzes, BGBI. Nr. 126/1958) landesdirektion der Bundesentschädigungskom-
geltend machen. ' mission, vorzul.egen. ' 
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(2) Die Bundesentschädigungskommission kann 
in Fällen des § 12 vor ihrer Entscheidung inder 
Sache der Finanzlandesdirektion auftragen, bin­
nen angemessener Frist Erheb~ngen zu pflegen 
und zu den Ansuchen um Gewährung eines 
Härteausgleiches sowohl dem Grunde als auch 
der Höhe nach Stellung zu nehmen. Die Bestim­
mungen der §§ 15 und 16 gelten nicht für An­
suchen wegen Gewährung ei!nes Härteausglekhes 
gemäß § 12. 

(3) In ein Verfahren vor der Bundesentschädi­
gungskommission wegen eines Ansuchens um Ge­
währung eines Härteausgleid1es gemäß § 12 ist 
ein Antrag auf Gewährung einer Entschädigung 
gemäß § 10 einzubeziehen. 

§ 19.(1) Beträge, die auf Grund dieses Bundes­
gesetzes ausgezahlt werden," bilden keine steuer­
pflichtigen Einnahmen. 

5 

(2) Die durd1 die Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes unmittelbarveranlaßten Schriften, 
Amtshandlungen und Rechtsgeschäfte sirid" von 
den Stempel- und Rechtsgebühren, den Bund,l!s­
verwaltungsabgaben sowie von den Gerichts- und 
Justizverwal tungsgebüh ren befreit. 

(a) Ein Verzicht gemäß § 3 Abs. 2 unterliegt 
nicht der Erbschafts- und Schenkungssteuer. 

§ 20. (1) Dieses Bu'ndesgesetz tritt am Tage des 
Inkrafttretens des Finanz- und Ausgleichsver­
trages zwischen der Republik österreid1 und der 
Bundesr"epublik Deutschland in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium fUr Finanzen, hinsicht­
lich des § 17 im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Justiz, betraut. 

Anlage zum Entschädigungsgesetz 

Be s tim m u 11 gen übe r die Be m es s u n g 
der E n t s c h ä d i gun g für G e ge n-

s t ä n d e des Hau s rat" e s. " 

1. Der Bemessung der Entschädigung von 
Gegenständen des Hausrates (§ 13 Anmeldegesetz 
und § 6 Entschädigungsgesetz) sind die in der 
angeschlossenen Liste verzeichneten Einrichtungs­
gegenstände mit den darin angegebenen Berech­
nungspunkten nach Maßgabe des tatsächlichen 
Verlustes zugrunde zu legen. 

2. Die mögliche Höchstpunkteanzahl für jede 
Wohnung ist entsprechend den tatsächlich einge­
richtet gewesenen Räumen derart begrenzt, daß 
für die einzelnen Räume die nachstehend ver­
zeichnete Punkte anzahl nicht überschritten wer­
den darf: 

Je Zimmer .............. . 

je Kabinett .............. . 

für die Küche ............ . 

für das Badezimmer 

für das Vorzimmer ....... . 

1600 Punkte, 

800 Punkte, 

800 Punkte, 

400 Punkte, 

200 Punkte. 

3. Der Ermittlung der Höchstpunkteanzahl 
für jede Wohnung darf im Rahmen der tatsäch­
lichen Verhältp.isse je ein Nebenraum der 
gleichen K:!-tegorie und höchstens drei Wohn­
räume (hievon höchstens zwei Zimmer) zugrunde 
gelegt werdell' " 

4. Für fol"gende nicht in der Liste verzeichnete 
Hausratsgegenstände sind nach" Maßgabe· des tat­
sächlichen Verlustes unbeschadet der gemäß den 
Z. 1 bis 3 ermittelten Purikte weitere Punkte 

"zuzuerkennen, die begrenzt sind wie folgt: 

Für Haus-, Tisch- und Bett-
wäsche ................. 300 Punkte; 

für Geschirr, Besteck und son-
stigen kleinen Hallsrat .•... 300 Punkte. 

5. Die Höchstpunkteanzahl gemäß Z. 4 ist für 
Totalverlust in jeder Kategorie unter der Vor-' 
aussetzung zu gewähren,' daß der Haushalt für 
zwei Personen angemessen eingerichtet war. 

6. Wenn einem geschädigten Haushalt' zum 
Zeitpunkt des Schadenseintrittes mehr als zwei 
Personen (Erwachsene oder Kinder) angehörten, 
erhöht sich die Höd1stpunkteanzahl gemäß den 
vorangehenden Z. 1 bis 5 um je 10 v. H: 

7. Für die Ermittlung der Entschädigung" ist 
jeder Punkt mit S 1'80 zu bewerten. 

L ist e der Hau s rat s g e gen s t ä fit d e. 
Gegenstand 

Abwasch: 

Kastenabwasch 
Tischabwasch 

Anrichten: 

Bauernstubenanrichte ................ . 
Küchenanrichte ..................... . 
Zimmeranrichte 

Bänke: 

Punk'e " 

120 
90 

120 
80 

150 

Bank (auch Küchenbank) .............. 40 
Korbbank ........................... 30 
Kücheneckbank ............ :......... 125 \ 
Wäschebank .,....................... 50 
Zimmerbank (gepolstert) .............. 160 
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Gegenstand Punkte Gege~stand Punkte 

Beleuchtungskörper: . Elektrische Geräte:· 

Ampel............................... 20 
;K.ugelpende .............•........... 15 
Luster, ein- bis vierflammig . . . . . . . . . . .. 40 
Luster, fünf- und mehrflammig ........ 80 
Nachttischlampe ...................... 10 
Nurglasleuchte (auch Soffitte) .. ,....... 10 
Ständer(Steh)lampe ................... 30 
Tischlampe (auch Schreibtischlampe) ..... 15 
Wandleuchte ........................ 12 
Zugpende ....................... ,... 9 

Betten, Schlafmöbel: 

Bettbank 
Bett mit Einsatz; Hartholz ........... . 
Bett mit Einsatz, Weichholz .......... . 
Bett mit Einsatz, Messing, Stahlrohr ... . 
Betteinsatz ......................... . 
Couch .............................. . 
Kinderbett ......................... . 
Lotterbett ......................... . 
Ottoman .......................... . 
Sitz- und Schlafecke ...... ; ..... ' ..... . 

Bettzeug: 

160 
100 

80 
50 
30 

160 
25 

180 
80 

350 

Bettdecke, einbettig .................. 10 
Bettdecke, zweibettig ........... ,:.... 20 
Diwanpolster ......................... 6 
Matratze, dreiteilig ....... ,........... 36 

'Matratze, dreiteilig, Roßhaar .......... 120 
Matratze für Kinderbett ...... " . . . . . .. 20 
Matratzenschoner .................... 5 
Plumeau .............................. 40 
Pölster .............................. 15 
Sofadecke ........................... 15 
Steppdecke ... ,...................... ·35 
Steppdecke, Daunen .................. 70 
Tuchent ............................ 50 
Tuchent, Daunen .... ' ....... , .... , . .. 70 

, Wolldecke .... ,., .... "", ...... ,... 20 

Bestrahlungslampe ..... ,.", ... ",... 30 
.Bodenbürste ." ... " ... ,.", ... "., .. 150 
Bügeleisen .. """ .. " ... ,.,.",.... 12 
Eisschrank ", .. , ... " .. , ... ,.,."". 250 
Heizofen , .... " ..... ,.".,.,.".".. 3,0 
Heizsonne , .. , .. "", .... ,., ..... ,.. 15 
Staubsauger ".,., .. , .... , .......... ;. 120 
Wäscheschleuder - Zentrifuge ......... 300 
Waschmaschine ......... , ....... "." 350 

Gardinen: 

Fensterpolster' .... , ....... ,., ... ".... 10 
Fensterschützer .... , ........ ,........ 15 
Gardinen für 1 Küchen- oder V orziminer-

fenster ., ........ ', ........... ,.... 10 
Gardinen für 1 Zimmerfenster ......... 20 
Scheibenvorhänge für· 1 Fenster ,....... 8 
Seite1).teile für 1 Zimmerfenster ... ,.... 15 

Gartenmöbel: 

Bank (aus Metall) ""."", .. ,.,., .. , 30 
. Holz;bank ... ,' ,. , . , . , , ... , .. , , .. , , . , " 20 
Holisessel .,." ........... ,.' .... ,... 1 0 
Holztisch ' ... , .. ,................ . .. 25 
Liegestuhl (Klappfauteuil) ............. 12 
Metallsessel .......................... 12 
Schirm mit Ständer .................. 25 
Tisch (aus Metall) .................... 25 

Gasgeräte: 

Brat- und Backrohr . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 70 
Kocher (Rechaud) .............. ,..... 40 

Herde: 

Haushaltsherd (Kohle) ...... , ....... ,. 150 
Haushaltsherd (Gas) .: ................ 180 
Haushaltsherd (Elektro) ... : ........... 200 
Wirtschaftsherd (Kohle) ..............• 300 
Wirtschaftsherd (Gas, Elektro) ......... 350 

Blockeiskasten ......................... 40 Karniesen: 

Buffet, Kredenzen: 

Küchenkredenz .......... , .......... . 
Zimmerbuffet, -kredenz ............. . 

Bürorriö'bel: 

Aktenregal 
Aktenbock 
Armsessel ........................... . 
Auflagetisch ................•........ 
Bücherregal ............. , .......... . 
Drehsessel .......................... . 
Rollschrank .. , ...........•.......... 
Schrank ........................... . 

. Schreibtisch ........................ . 
Schreibmaschinentischerl ............. . 
Sessel .............................. . 
Tisch ....... , .................. , ....... . 

Metall, Holz . , ......... , .......... : .. 15 

200 Kasten und Schränke aller Art: 

250 Barschrank .......................... 150 
Bücherschrank ....................... 250 
Bücherkästchen ...................... 90 

50 Chemisettkasten ............. , ....... 160 
10 Glasschrank .. : ...................... 150 
20 Kasten, einfach, e1ntürig, W,eichholz .... 50 
30 Kasten, einfach, zweitürig, Weichholz ... i20 
40 Kasten, einfach, dreitürig, Weichholz '. . .. 180 
35K.asten, einfach; viertürig, Weichholz ... '. '. 250 

150 Kasten mit Aufbau, zweitürig, Weichholz 170 
150 Kasten mit Aufbau, dreitürig, Weichhölz 230 
200 Kasten mit Aufbau, viertürig, Weichholz 300 

35 Kombinier~er Schrank, Sekretär ....... : 250 
12 kommode,Ladenkasten ................ 100 
50 Nachtkästchen mit Marmorplatte . . .. ... 60 

6 
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Gegenstand 

Nachtkästchen ohne Marmorplatte 
Psyche mit Spiegel ................... . 
Tonmöbel (Radioschrank, Plattenspiel-

schrank) ......................... . 
Schubladekasten (Kommode, Küchen-

kasterI) .......................... . 
Waschkasten mit Marmorplatte ....... . 
Waschkasten mit Marmorplatte und 

Spiegel ........................... . 
Waschkasten ohne Marmorplatte ...... . 
Waschkasterl (Küche) ................ . 
Wäsche- und Kle~dcrschrank, Hartholz, 

eintürig .......................... . 
zweitürig ........................ . 
dreitürig ......................... . 
viertürig ........... " .............. . 

Zierschrank ........................ . 

Kleiderständer 

Koffer- und Schirmsdnder ............. . 

Kohlenkiste .......................... . 

Nähmaschine 

öfen: 

7 

Punkte GegenstanJ Punkte 

40 Schemel. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 
100 Sessel, Weichholz .................... , 12 

Sessel, Hartholz .................... " 15 
90 Sessel, gepolstert ..................... 30 

Sessel, Korbgeflecht ...... . . . .. . . . . . . .. 15 
40 Sessel mit Armlehne .................. 30 
80 Sitzbank, gepolstert .................. 100 

Sitzecke, gepolstert ................... 220 
100 Sitz- und Schlafecke .................. 350 

50 Spiegel: 
40 

Wandspiegel ohne Rahmen "" .. , ..... 20 

100 
150 
250 
350 
150 

20 

10 

40 

3,00 

Wandspiegel mit Rahmen .. , . , , , , , ... , 30 
Konsolspiegel ",'.,., ... ",,' ..... , . 40 

Teppiche, Vorleger, Brücken und Läufer, 
je m2 : 

Kokos- "", .. , .. "."" ... ,.",.'" 
Boucle-, Velour-, Axminster- ."", ... , 
Orient- ",."." ... ".', .. , .. '"",. 

Tische: 
Ausziehtisch" , , , , , ..... , . , , . , , , , .... , , 
Jour-, Näh-, Rauchtisch u. dgl. ,.,; .. , , , 
Konsoltisch "" ... ,.,.",", .'. , .. , , , ; , . 
Korbtisch "., ... , .. """""", .. ,. 

9 
20 
80 

100 
50 
40 
35 

Dauerbrandofen ..................... 100 Schreibtisch , , ... , , , . , , , .. , . , . , . , , . , . , 250 
25 
40 
70 
80 
50 

Füllofen ............................ " 50 
Kachelofen, Kamin " ............... " 300 

Paravent 30 

Regale: 

Radio- und Blumentischchen " , .. , . , , , . 
Tisd1, Weichholz ,.,.:, ..... ", , , , , .. , 
Tisch, Hartholz .",.,', .. , .. ",;,.,.,. 
Toilettetisch mit Marmorplatte "" .. :. 
Toilettetisch ohne Marmorplatte ,." .. ' 

Bücherregal ........................ . 40 Uhren: 
Hängeregal (auch für Küche) ......... . 

Servierwagen (Stummer Diener) ......... . 

Sitzniöbcl (siehe auch Betten): 

Diwan, Sofa, Kanapee, Chaiselongue 
Fauteuil .... " ........ ' ............... . 
Fauteuil, gepolstert ........... ' ....... . 
Hocker ....... ,." ... ,.":,."".,,. 
Hocker, 'gepolstert' , ... , , , . , , , , , , , , , , , , 
Ohrenfauteuil ", .. .- , , , , , , , , , , , , , , , , , 

20 

40 

80 
50 
70 
10 
20 

150 

Buffetuhr """.' ... """,." .. "" 
Küchenuhr "",.',.".""".' .. ',., 
Stand(Boden)uhr ."",.""",'.'".' 
W and(Pendel}uhr ".".'"""'.',,., 
Wecker"."""",.,."",." .. ,"., , 

W and- und Kleiderablagen: 

mit Spiegel '.",., .. , .. ". , . , , , . , , , , , 
ohne Spiegel , , , .. , , , , , . , , . , , , , , , , , , , , 

Wasd1stockerl .",."."""".",."" 

50 
20 

100 
50 
10 

60 
40 

30 
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Erläuternde Bemerkungen 

Auf Grund des Vert1uges zwischen der Repu­
blik österl'ei:ch und! deJ" BuridesrepubLik Deutsch­
land zur Regelung von Schäden der Vernrie­
benen, Umsiedl,er und VerfoLgten, üher weitere 
finanzielle Frag'en und Fragen aus dem sozialen 
Bereich (Finanz- und Ausgleichsvertrag) vom 
27. November 1961 ha't die Republik österreich 
nach Maßgabe einer matleriellen Erweiterung dies 
öste'l"'rei,chischen Kriegs- und Verfolgungssach­
schädengesetzes (KVSG.) an Umsiedler und Ver­
triebene Ennschädigullig.en und sonstige Leistun­
gen zu gewähren, die na,ch Voraussetzungen, 
Hohe und Umfang den Entschädigungen und 
Leilstungen (Hausra-tsentschädigun,g, Entschädi­
gung für zur Berufsausübung erforderliche 
Gegenstände sowie Leistungen im Rahmen der 
Härter.egehmg) an die im genannten Ges'etz be­
re~ts berücksichtigten Gruppen von Personen 
entsprechen. Da di,e diesbezügliche Bestimmung 
des Finanz- und Ausglei1chsvertra.ges nicht self­
execut~ng ist, bedarf es ein,cr eigenen gesetz­
lichen Regdung, um die Vert1"agsverpflichtung 
zu erfüllen. Der Anspruch auf Entschädigung 
karin nur auf Grund dies'er gesetzlichen Rege­
lung erhoben werden. Der vorliegende Entwurf 
stellt die Erfüllung dieser vorerwähnten ver­
traglichen Verpflichtung dar. 

Zur Vorbereitung der Du,rchführung des Ver­
trages wurde das Anmeldegesetz vom 14. De­
zember 1961, BGBI. Nr. 12/1.962, erlassen, welches 
den nach ,dem Vertrag in Betracht kommenden 
P'ersonen (Umsiedlem und Vertriebenen) die 
Anmeldung ihrer Sachschäden ermöglicht. Di.es:,s 
Gesetz ist am 1. April 1962 in Kraf.t getr·eten. 
Im § 1 Abs. 2 des Anmeldegesetzes ist bestimmt, 
daß di,e Anmeldun:g der Geltendlmachung von 
Ansprüchen auf Lei:stungeri nach einem beson­
deren Bunde~g,esetz Zur Durchführung des 
Finanz- und Ausgleichsvertrages zwi'schen der 
Republik östeneich und der Bundesrepublik 
Deutschland vom 27. November 1961 di,ent. Der 
vorliegende Entwurf regelt nun die Entschädi­
gung der im Finanz- und Ausgleichsvertrag und 
im Anmeldegesetz genannten P,ersonengruppen 
für ihre nach di~sem Vertrag zu berücksichti­
genden Sachschäden. Der vorliegende Entwurf 
stellt materiell eine Erwe]teru'Illg des Kriegs- und 

V,erfolgungssachschädengesetzes auf die im An­
meldegesetz erwähnuen Personen hionsichtlich 
ihrer Vertreibungs- und Umsiedlungs~chäden 
dar, wobei' auf dli,e besonderen Verhältnisse die" 
ses Personen kreises entspr.echend Bedacht ge­
nomInen werden mußte. Aus gesetzestechnischen 
Gründen und aus Gründen der übersichtli'ch~ 
keit wurde keine .Novellierung des Kri,egs- und 
Verfalgungssachschädengesetzes vorgenomme'ilen, 
sondern die Entschädigung des in Betracht kom­
mende'n Personenkr,eises durch ein besonderes 
Bundesgesetz, das di,esen Komplex regelt, vor­
ge5'ehen. 

Zu Abschnitt I: 

Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1 Abs. 1 bestimmt den Zweck des Ges,etzes, 
und zwar die Gewährung von Leistungen für 
Sachschäden, die nach den VOl'schriften des An­
meldegesetzes f'ristgerecht angemeldet wurden. 
Es können daher na,ch dJiesem Entwurf nur die­
jen~gen Anmeldungen berücksich,tigt werden, 
die innerhalb der im Anmeldege'setz bestimm­
'ten Fristen eingebracht wurden oder werden. 
Der Begriff Sach'schaden ist im § 2 des Anmelde­
gesetzes definiert. 

Abs. 2 führt die zu gewährenden Leistungen 
auf, di,e nach Art und Umfang den im Kriegs­
und Verfolgungs,sachschädengesetz genannten 
Leistungen fHr die dort aufgeführten Sach­
schäden entsprechen, und zwar Entschäd1gung 
fi.ir Gegenstände des Hausrates, Entschädigung 
für zur Berufs,ausübungerforderliche bewegliche 
Sachen und für ein'en Härteausgleich. 

§ 2 Abs. 1:' Anspruch auf Gewährung einer 
Entsch.ädigung haben Geschädigte oder Berech­
tigte im Sinne des Anmeldeges,etzes. Es kann 
daher nur jener Persollenkrels entschädigt wer­
den, der na,ch dem Anmeldeges,eltz anmelde­
berechtigt ist. 

Abs. 2: Während Entschädigung für Gegen­
stände des Hausrates und für zur Berufsaus­
übung ,erforderliche bewegliche Sachen sowohl 
,an Geschädigte als auch an Berechtigtegelei5tet 
werden kann, kann ein Härte,ausgleich nur an 
Geschädigte gewährt werden. 
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§ 3: In diesem Paragraph wird die Entschä­
digung für den Fall .geregelt, daß der Geschädigte 
verstorben ist. 

Abs. 1 stdlt klar, daß die Entschädigung im 
Verhältnis d'er Erbteile (Pfli1chtteiolsr,echte) zu 
'le~sten ist. Das bedeutet, daß ein Berechtigte.r 
nur insoweit Anspruch auf di,e Entschäd~gung 
erheben kann, als seinem Erbteil (PflilchtJt!ei~s­
recht) entsprich:t. Die Hausratsentschädigung ge­
bührt jedoch der EhegattiJn dann vorzugsweise, 
wenn si,e nach dem Geschädigten .erlbberechtigt 
ist. Hatte der. Geschäd~gte bel'ei,ts ·eine An­
meldung nach dem AnII].eldegesetz vorg.enom­
men, so ist diese Anme.ldung für die Berechtigt·en 
dem Gru~de und der Höhe nach bindend. 

Abs. 2 entsprichit der analog,en ß.est~mmung 
des § 2 Abs. 3 des Kriegs- und Verfolgungss1ach­
schäden~eset~es, wonach ein Entschädigungs­
anspruch vor einer Einigung mit der Finanz­
landesdirektion oder vor einer Entsch,eidung 
der Bundes,entschädigungskommission ni.cht ver­
erbt, rechtsgeschäftlich übertr'agen oder ver­
pfändet werden kann, beziehungsweise auch 
nicht ,exekutiv gepfändet werden ka,nn. Ein Be­
rechtigter kann jedochzugunsten eines anderen 
Berechtigten durch eine schriftliche Erklä.rung 
gegenüber der Finanzlandesdirektionauf seinen 
Entschädigungsanspruch verzi,chten. 

Abs. 3: Die Erbherechtigung ist dupch öffentC 

liche Urkunden nachzuweisen. Da in sehr vielen 
FäHen ordnungsgemäße Abhandlungen nad1 
einem verstorbenen GesQ~ädigten nicht erfolgt 
sind, hat der Gesetzgeber den NachweiJs durch 
eine Einantwortungsmkunde oder durch einen 
Erbschein nicht zur Pflicht gemacht. Wenn dturch . 
andere öffentliche Urkunden die Erbberechti­
gung und die Erbquote nachgewiesen erscheint, 
so ist auch dies für den Na,chweis der Erb­
berechtigung ausreichend. Sind solche Urkunden 
ni'cht vorhanden und ist auch die Zuständigkeilt 
eines Gerichtes der Bundesrepublik Deutschland 
zur Erteilung eines Erbscheines nicht gegeben, 
ist iri österreich ein Abhandlungsvedahren zu 
führ'en. Um dies zu ermöglichen, bestimmt der 
Entwurf, daß der in Artikel 2 Anlage 1 A Abs. 3 
des FiiIlanz- und Ausgleichsvei'trages. genannte 
Anspruch als inländischer Vermögenswert in 
Osteneich abzuhandeln ist. Damit wird die 
Möglichkeit geschaffen, daß Berechtigte ihre 
Erbberechtigung durch eine Urkunde eines öster­
reichischen Verlassenschiaftsgerichtles nachweisen 
können. 

9 

In Ermangelung eines solchen ist das Bezirks­
gericht Innere Stadt Wien zur Abhandllung be­
rufen. 

Abs. 5: oDer in Abs. 3 genannte Anspruch, 
der in Osterreich abzuhandeln ist, ist mit 500 S 
zu bewerten. 

Abs. 6 stellt klar, daß auf Grund der Ein­
antwortung nur den Erben ein Anspruch nach 
diesem' Entwurf zusteht, sofern sie Berech­
tigt·e im Srnne des Anmeldegesetzes sind oder 
als solche gehen (§§ 7 und 8 des Anmelde­
gesetZles). In übereinstimmung mit den Bestim­
mungen des Kriegs- und Verfolgungssachs·chäden­
gesetzes wird damit klarge.stdlt, ,dlaß der An­
spruch auf Entsch!ädigung vor einer Einigung 
mit der Finanzlandesdir·ektion oder eine.r· Ent­
scheidung der Bundesentschädigungskommission 
nilcht vererblich ist; die Berechügten haben einen 
Anspruch kr~ft eig·enen Rechtes. 

§ 4: Dieser Paragraph ~chJießt .die Lev,tung 
von Entschädigungen für den Fall aus, ·daß Ge­
schädigte oder Berechtigte in der Anmeldung' 
oder bei der Geltendmachung eines Anspruches 
nach diesem Entwurf wissentlich fahche Angaben 
über ihre persönlichen Verhältnis.s,e, di.e Erit­
srehu-ng oderderi Umfang eines Schadens machen. 
Diese Sanktion, die auch im Kriegs- und Ver­
folgungssachschädeng,esetz vorg,esehen ist, er­
scheint in diesem Entwurf bEsonders notwendig, 
weil vielfach die bestehenden Schwierigkeiten 
über den Beweis zu falschen Angahen verleiten 
können. 

§ 5 Abs. 1: Di,ese Bestimmung st,ellt klar, daß 
ein Anspruch nach diesern Entwurf dann nicht 
beS'teht, wenn für den in der Anmeldung gel­
tend .gemachten Schaden in der Bundesrepublik 
Deutsch1and auf Grund ·der dort g·eltenden ge­
setzlichen Bestimmungen (Lastenausgleichsge.<letz­
gebung) Zahlung geleistet wurde oder ein An­
spruch auf eine solche Zahlung besteht. Im Hin­
blick auf die in Artikel 8 Abs. 1 des Finanz­
und Ausgleichsgesetzes vorgesehene Einbezi.ehung 
österreichischer Staatsbürger, die die Stichoags­
voraussetzungen nach' der. deutschen La:sten­
ausgleichsgesetzgebung erfüllen, in die deutsche 
Last.enausgleichsregelung gilt dies auch für den 
Fall, daß ,ein Geschädigter oder Ber,echtigter 
Leistungen nach den' deutschen, gesetzlichen Be­
stimmun.gen, di.e auf Grund Artikel 8 Abs; 1 
erlassen werden, erhalten kann. Um jedoch Ge­
schädigte oder Berechtigte im Hinblick auf die 
inhaltlich sehr v.erschiedenen Leistungen nacn 
diesem Entwurf und der deutschen Lasten-

, Abs. 4 regdt die örtliche Zuständigkeit der ausgleichsgeselzgebung dann nicht schlechter zu 
österreichilschen Gerichte zur Abhandlung, und stellen, wenn in gewissen' Fällen 'die deutSche' 
zwar in der Weise, daß das B,ezirksgericht zu- Leistung für densdben Schaden nach dem Lasten­
ständig ist, bei dem der verstorbene Umsiedler ausgleich nicht einmal 50% des' Betra.ges er­
und Vertriebene seinen allgemeinen Gerichts-! reicht oder er,reichen würde, die für denselben 
stand in Streitsachen in öster.reich g,ehabt hat. ,Schaden nach d.iesem Entwurf gebührt, besteht 
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nach diesem Entwurf ein Anspruch auf Ent-I Abs. 4: In diesem Absatz wird klargestellt, daß 
s,chädigung auf den die Höhe der deut5chen auch Personen, die auf eine Entschädigung gemäß 
Leistung übersteigenden Betralg. Zum Begriff 
des Sachschadens wird auf die Erläuternden Be­
merkungen zu § 1 Abs. 1 hingewiesen. 

Wurden berei,ts auf Grund eines diesem Ent­
wurf entsprechenden Bundesgesetzes Zahlungen 
an Gesch,ädigne oder Berechtigte geleistet, ob­
wohl Idiese Personen auf Grund der deutsch,en 
Lastenausgleichsgesetzgebung oder gemäß Ar­
tikel 8 Abs. 1 des Finanz- und Ausgleichsver­
trag,es in der Bundesrepublik Deutschland Ent­
schädigung erhalten haben, oder werden solche 
Leistungen von. der Bundesrepublik Deutsch­
land erbracht, so sind die a,uf Grund dieses Ent­
wurfes bezahhen Beträge dem Bund rück Zu­
erstatt'en. Ein RückerstJalttungsanspruch des 
Bundes ist innerhalb eines Jahres von dem Tage 
an, an dem der Bund imstande war, die den 
Rückerstattungsanspruch begründ1eluden. Tat­
sachen oder ß.eweismrttel vorzubringen, vor 
dem ordemlichen Gericht gelt,end zu machen. 

Abs. 2 enthält eine Anrechnungsbestimmung, 
und zwar sollen diejenigen Beträge auf die Ent­
schädi.gung nach, diesem Entwurf ,angerechnet 
werden, die auf Grund von zwischen der Repu­
blik österreich und anderen Staaten abgeschllos­
senen oder abzuschließenden Verträgen einem 
Geschädigoen oder Berechtigten für denselben 
Schaden geleistet wurden oder geleistet werden. 
Es handelt sich hier um sogenannte Vermögens­
verträge mit StaatJen, welche das österreichische 
Eigentum konfiskatoris~hen Maßnahmen unter­
worfen haben und durch die eIne Entschädigung 
des vom Vertrag erfaßt,en Personenkreises ge­
regelt wird: 

Artikel 27 § 2 des Staatsvertrages für ihr in 
Jugoslawien verlorenes Vermögen Anspruch 
haben, nach diesem Entwurf entschädigung,sbe­
rechtigt sind. Gemäß Artikel 27 § 2 des Staats­
vertrages von der RepubEk österl"eich geleistete 
Zahlungen sind jedoch auf die Entschädigung 
nach diesem Entwurf insoweit anzurechnen, als 
die Entschädigung gemäß Artikel 27 § 2 für die­
seIhen Sachen gewährt wurde oder gewährt wird, 
die nach diesem Entwurf zu entschädigen sind. 

Zu Abschnitt Ih 

Hausratsentschädigung. 

§ 6. Dieser Paragraph stimmt mit Ausnahme 
des A,bs. 5 mit den Bestimmungen des § 5 Kriegs­
und Verfolgungssachschädengesetz über die Haus­
ratsentschädigung überein. Im. Gegensatz zum 
Kl'iegs- und Verfollgungssachschädengesetz mußte 
jedoch im Abs. 5 der Stichtag vom 1. Jänner 
1960 in diesen Entwurf aufgenommen werden, 
de,r für die Erhöhung der Einkommensgrenze für 
unter'haltsberechtigte Kinder maßgeblich ist. 

§ 7: Der ,ß'egriff des Einkommens ist im Sinne 
des § 6 des Kriegs- und Verfolgun:gssachschäden­
gesetzes definiert. 

§ 8: Dieser Paragraph deckt sich WÖl'tlich mit 
§ 7 des Kriegs- und Verfolgungssachschäd"en­
gesetzes über den Begriff der zers tönen Gegen­
stände des Hausrates. 

§ 9: § 9 übernimmt die Bestimmungen des § 8 
des Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetz~s 
über die Anrechnung yon Haushaltsdarlehen, dIe 
österreich ischen Staatsbürgern für außerhalb der 
R~publik österreich erlittene Kriegssachschäden 
gewährt wurden. 

Zu Abschnitt II1: 

Entschädigung für zur Berufsausübung el'forder~ 
liehe Gegenstände. 

§ iO: Dieser Paragraph deckt sich inlhaltlich 
mit § 9 des Kriegs- und Verfolgungssachschäden­
gesetzes ·bezüglich der Entschädigung für zur 
Berufsausübung erforderliche Gegenstände. 

§ 11 Abs. 1 mußte im Verhältnis zu § 10 des 
Kriegs- und Velifolgungssachschädengesetzes da­
hingehend Igeändert werden, daß die Bewertung 
der weggenommenen, verlorenen oder zerstörten 
Gegenstände nach den PreisV'erhältnissen in 
österreich im Zeitpunkt der Festsetzung der Ent­
schädigung zu erfolgen hat. Dies war deshalb not­
wendig, weil in den verschiedenen Umsiedlungs­
und VertreiJbungsgebi,eten ganz verrSchieqene 
Wertrelationen gegeben waren und überdies die 
vertraglich,e Verpflichtung nachdem Finanz- und 
Ausgleichsvertrag erfordert,daß die Entschädi-

Abs. 3 enthält eine ähnliche Anrechnungs" 
bestimmung, wie sie in Abs. 2 vorgesehen ist, 
und zwar für jene Fälle, in denen aus inländi­
schen oder ausländisch,en Mitteln für den an­
gemeldeten Schaden Zahlungen geleistet wurden. 
Ist nicht hestimmt, in welchem Ausmaß die ge­
leiste'te Zahlung sich auf die nach dem Anmelde­
gesetz angemeklJeten Schäden bezieht, sieht der 
Entwurf vor, daß hei Hausransschäden 10% und 
bei Berufsinventar 250/0 der aus öffentlichen 
Mitteln geleisteten Zahlung ,auf die Entschädi­
gung na,ch dem Entwurf angerechnet wird. 
Zahlungen im Wert unter 1000 S bleiben hei 
dieser Anrechnung außer Betracht. Diese An­
rechnungsbestimmung deckt sich mit der \im 
§ 4 Abs. 4 K,riegs- und Verfolgungssachschäden­
gesetz 'enthaltenen Regelung der Anr,echnung. 
Ist jedoch, wie es insbesond.ere in den Ver­
treibungsgebieten _ vielfach vorgekommen ist; 
die erhaltene Zahlung infolge der besonderen 
Verhältnisse in der letzten Kriegszeit im Zuge 
der Vertreibung verlo~engegangen, hat eine An­
rechnun,g zu unterbleiben. . gung nach· de,n gleichen Grundsätzen und im 
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gleichenUmf.ang zu erfolgen hat, wie es nach 
dem Kriegs-' und Verfolgungssa.chschädengesetz 
der Fall ist. Es wird daher ohne Rücksicht auf 
den gemeinen W·ert der weggenommenen' Sachen 
im Umsiedlungs- und Vertrei'bungsgebiet eine 
Entschädigung im Ausmaße von zwei Drittel des 
gemeinen Wertes geleistet, den die Sache im 

, Zeitpunkt der Festsetzung der Entschädigung in 
österreich gehabt hätte. 

Abs. 2 deckt sich inhaltlich mit § 10 Albs. 2 
des Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetzes. 

Zu Abschnitt I'Z: 

. Härteregelung. 

§ 12: Abs. 1 deckt sich inhaltlich mit § 11 
Abs. 1 des Kriegs- und Verfolgungssachschäden­
gesetzes. 

Abs. 2: Im Hinblick auf die durch den Finanz­
und Ausgleichsvertrag übernommene Verpf1.i.ch­
tung muß'te die im § 11 Abs. 2 des Kr'iegs- und 
Verfolgungssachschädengesetzes vorgeschr.iebene 
Bedachtnahme auf die im Bundesgesetz vorge­
sehenen Mittel und die Anzahl der zu beteilen­
den Härteausgleichswerber entfallen. 

Abs. 3: In Abs. 3 mußte auch, so w.ie· im § 11 
Abs. 1, eine Rückbez,iehun'g der Preise auf das 
Preisniveau in österre,ich vorgenommen werden. 
Die. Preise für Vorräte, Fertigwaren, Halbfabri­
kate, Rohstoffe, Vieh und die anderen im Abs. 1 
genannten sonstigen Sachen, für die ein Härte­
ausgleich gewährt werden kann; müssen den im 
Jahre 1945 in österreich bestandenen Preisrege­
lungsvorschriften bis spätestens am 11. September 
1945 entsprechen. Der Stichtag 11.' September 
1945 mußte deshalb gewählt werden, weil Kriegs­
sachschäden nach dem Kriegs- und Verfolgungs­
sachschädengesetz nur Ibis zum I1. September 
1945 als solche angesehen werden. 

11 

§ ·14 Abs. 1: .Im Gegensatz zu der Bestim­
mung des § 13 sind Ansuchen um Gewährung 
eines Härteausgleiches späte~tens innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Zustandekommen einer 
schriftlichen Einigung mit der Finanzlandes­
direktion oder dem Wirksamwerden einet Ent­
scheidung der Bundesentschädigungskommission 
oder nach Zustellung einera,blehnenden Stellung­
nahme der Finanzhndesdirektion mittels einge­
s·chriebenem Brief einzubpingen. Das Ansuchen 
um Härteausgleich ist nur dann zu begründen, 
wenn der Geschädi'gte in seiner Anmeldung nach 
dem AnmeIdegesetz das Vor liegen der wirtschaft­
lichen Not noch nicht dar:getan hat. Diese vom 
Kriegs- und Vedolgungssachschädengesetz abwei­
chende Regelung der Ansuchen um Gewährung 
eines Här,te.ausgleiches war deshalb erforderlich, 
weil das Anmeldegesetz keine Möglichkeit bot, 
ohne materiellrechtliche Regelung des Härteaus­
gleiches bindende Vorschriften für ein Ansuchen 
um einen solchen Härteausgleich zu treffen. Das. 
AnmeldegesetZ mußte sich daher darauf be. 
schränken, daß der Geschädigte das Vorliegen der 
wirtschaftlichen Not in der A.nmeldung dartut: 
Die ei·gent1iche Geltendmachung eines Ansuchens 
um Härteausgleich mußte daher in diesem Ent­
wurf besonders geregelt werden. 

Abs. 2: Das Ansuchen ist formlos. Es sind ledig­
lich der maßgebende Sachverhalt und die Beweis­
mittel darzustellen und das Ansuchen zu begrün­
den. 

Abs. 3: Wissentlich unwahre Angaben ver­
wirken auch die Möglichkeit der Gewährung 
eines Härteausgleiches. Die Verfahrensvorschnf­
ten des § 19 des Anmeldegesetzes sind beim An­
sud1en um Härteausogleich sinngemäß anzuwen­
den. 

Abs. 4 entspricht inhaltlich der Regelung des· § 15: Die Finanzlandesdirektion hat bei der 
§ 11 Abs. 4 Kriegs- und Verfolgungssachschäden- Bearbeitung der Anmeldungen zwecks Fest­
gesetz. setzung der Entschädigung nach diesem Ent-

Aus den in den Erläuterungen zum Abs. 2 wurf ebenso vorzugehen, wie dies im Kriegs­
erwähnten Gründen mußte auch die Vorschrift und Verfo'lgungssachschädengesetz vorgesehen ist. 
des § 12 des Kriegs- und Verfolgungssachschäden- Si~. hat daher den E~t~chädigungsanspru~h zu 
gesetzes, weIche die Zuweisung von Bundesmit- prufc:n~nd ~em GeschadIg:.en ode~. Berechtl~ten, 
teIn in bestimmter Höhe für Zwecke der Härte- soweIt SIe sem Begehren fur beg rundet lansls~t, 
regelung vorsieht in diesem Entwurf entfallen. I einen Entschädigungsbetrag anzubieten. D. em m 

, . vielen Fällen auf seiten der Geschädigten oder 
Zu' Absch~itt V: Berechtigten vorliegenden Beweisnot~tand wird 

Verfahren. 

§ 13: Diese Bestimmung stellt klar, daß An­
sprüche auf Entschädigung (§§ 6 und 10) ge­
wahrt s'ind, wenn die Anmeldung der Sachschä­
den nach den Bestimmungen des Anmeldegesetzes 
fristgerecht vorgenommen wurde. Einer beson­
deren Anmeldung auf Grund dieses Entwurfes 
bedarf es daher nicht. Anmeldungen können aus­
schließloich nach den Bestimmungen des Anmelde­
gesetzes erfolgen'. 

in der Weise Re,chnung getragen, daß die Finanz-. 
landesdirektion bei Vorliegen eines solchen Be­
weisnotstandes aus den persönlichen oder be­
ruflichen Umständen des Geschädigten und den 
am Schadensort ,gegebenen Verhältnissen auf Art 
und Umfang eines be:haupteten Schadens schließt. 
Dies 'bedeutet, daß in den Fäl'len, in denen ein 
unmittelbarer Beweis nicht mehr erbracht wer­
den kann, aus anderen Umständen und der 
Finanzlandesdirektion bekannten Verhältnissen, 
die am Schadensortgeherrscht haben, Rüd,,-
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schlüsse auf die Wahrscheinlichkeit der geIllach­
ten AngaJben gezogen werden. Mit dieser Rege­
lung wird die Verpflichtung nach Artikel 2 
Abs. 2 des Finanz- und Ausgleichsvertrages ",r­
füllt, welche lautet: 

"Die Republik Österreich wird die besonderen 
Verhältnisse der Vertr,iebenen und Umsiedler 
hinsichtlich der Beweislage bei der Erweiterung 
und Handhabung der gesetzlichen V orschr'iften so 
berücksichtigen, daß eine Schlechterstellung dieses 
Personenkreises gegenüber den anderen durch das 
genannte Gesetz (Kriegs- und Verfolgungssach­
schädengesetz) begünstigten Personen vermieden 
wird." 

§§ 16, 17 und 18: Abweichend von den Be­
stimmungen des Kriegs- und Verfolgungssach­
schädengesetzes über die Mögl,ichkeit der An­
rufung der Bundesentschädigungskommission, die 
infolge des A:blaufes der Fristen nach dem Kriegs­
und Verfolgungssachschädengesetz in diesem Ent­
wurf ni,cht übernommen werden konnten, wurde 
aus Gründen der Vereinfachung das Verfahren 
nach dem Besatzungsschädengesetzfür die An­
rufung der Bundesentschädigurugskommission in 
vollem Umfang übe,rnommen. Dies bedeutet eine 
wesentliche Vereinfachung des Verfahrens und 
steht auch ,in übereinstimmung mit der Judi­
katur der Bundesentschädigungskommission in 
den Fragen der f,risten nach dem Kriegs- und 
Verfol:gungssachschädengesetz. Es wurde Vor­
sorge getroffen, daß Personen, die gemäß § 16 
Abs. 2 Z. 3 und 4 des Anmeldegesetz.es Anmel­
dungen auf G'rund der Familienzusammenfüh­
rung und als Spätheimkehrer stellen werden, An­
sprüdie jewei:ls schon nach A:blauf eines Jahres 

nach Einlangen der Anmeldungen bei der Bun­
desentschädigungskommission geltend machen 
können. Damit wurde den besonderen Verhält­
nissen, die hei diesem p.ersonenkreis gegeben sind, 
Rechnung getragen. 

Zu § 17 Abs. 2: § 21 Abs. 4 des Besatzungs­
schädengesetzes über die Bestellung von Mitglie­
dern der zweiten Gruppe der Beisitzer ist mit 
der Maßgahe anzuwenden, daß als Mitglieder 
solche Personen zu entsenden sind, die zum 
Kreise der Vertriebenen oder Umsiedler gehören. 
Damit soll sichergestellt werderi, daß auch der 
Personenkreis der U msiedler und Vertriebenen 
in der Bundesentschädigungskommission vertre­
ten ist. 

Aus den in den Erläuterungen zu § 16 und 
§ 17 angegebenen Gründen mußte auch § 18 
iiber die Behandlunlg von Ansuchen wegen Ge­
währung eines Härteausgleiches vereinfacht wer­
den. 

§ 19: Die Abs. 1, 2 und 3 entsprechen den 
analogen .Bestimmungen des Kriegs- und V'cr­
folgungssachschädengesetzes. Im Hirublick auf die 
erbrechtlichen Bestimmungen des § 3 Abs. 5 war 
jedoch auch die Befreiung von den Gerichts- und 
Justizverwaltungsahgaben vorzusehen. 

§ 20 Abs. 1 bestimmt, daß das diesem Ent­
wurf entsprechende Bundesgesetz am Tage des 
Wirksamwerdens des Finanz- und Ausgleichsver­
trages in Kraft tritt, da erst mit Wirksamwer­
den dieses Vertrages die Verpflichtung der R,epu­
blik Österreich na,ch Artikel 2 des Vertrages ge­
geben sein wird. 

Abs. 2 enthält die Vollzugsklausel. 
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